
«Unsinnige Konkurrenz und Doppelarbeit»

Der Europarat kritisiert zum Amtsantritt des

EU-Menschenrechtsbeauftragten den neuen Posten

Die EU weitet ihre Aktivitäten in den Zuständigkeitsbereich des

Europarats aus. Der erste EU-Menschenrechtsbeauftragte hat

am Montag seinen Posten angetreten. Wie zuvor die

EU-Grundrechteagentur wird das neue Amt vom Europarat

kritisiert.

Karl-Otto Sattler, Strassburg

Am  Montag  hat  Stavros  Lambrinidis  sein  Amt  als  erster

EU-Sonderbeauftragter  für  Menschenrechte  angetreten.  Berufen

wurde  Lambrinidis,  der  2011  kurzzeitig  als  griechischer

Aussenminister  geamtet  hatte,  von  der  EU-Aussenbeauftragten

Catherine  Ashton.  Lambrinidis,  der  sich  im  EU-Parlament  unter

anderem für den Datenschutz engagierte, gilt als gute Besetzung für

den  Posten.  Barbara  Lochbihler,  die  Vorsitzende  des

Menschenrechtsausschusses des EU-Parlaments, lobte die Erfahrung

des 50-Jährigen.

Kritik aus Strassburg

Beim Europarat in Strassburg ist  der Schritt  der EU dennoch mit

Missmut  aufgenommen  worden.  Dabei  steht  jedoch  nicht  die

Qualifikation des Kandidaten, sondern das Amt als solches in der

Kritik.  Die  Luxemburger  Abgeordnete  in  der  parlamentarischen

Versammlung des Europarats, Anne Brasseur, warnte vor «unnützer

Doppelarbeit».  Die  Schaffung  des  Postens  eines

EU-Sonderbeauftragten  für  Menschenrechte  stehe  in  offenem

Gegensatz zu einer Vereinbarung zwischen Brüssel und Strassburg,

wonach die Zuständigkeit für Menschenrechtspolitik beim Europarat

liege. Zudem fragt die Liberale, ob die neue Stelle angesichts der

Sparzwänge zu rechtfertigen sei.

Lambrinidis  soll  sich  vor  allem  um  die  Verankerung  der

Grundrechtepolitik in den EU-Aussenbeziehungen kümmern, wozu

auch  das  weltweite  Engagement  gegen  die  Todesstrafe  gehört.

Dieses  zählt  der  Europarat  indes  zu  seinen  Kernaufgaben.  Die

Ernennung eines EU-Menschenrechtsbeauftragten facht aufs Neue

den in Strassburg schwelenden Unmut über die Brüsseler Tendenz

an, die Kompetenzen der Union in den Zuständigkeitsbereich des

Europarats auszuweiten.

Mehrfach  hat  die  parlamentarische  Versammlung  des  Europarats

bereits die EU-Grundrechteagentur in Wien kritisiert. Die Behörde

bringt  nach  Ansicht  der  Strassburger  Parlamentarier  keinen

Mehrwert, da sie sich wie der Europarat für die Individualrechte der

Bürger  engagiert,  zum  Beispiel  beim  Minderheitenschutz.  Die

Wiener Behörde kostet jährlich 20 Millionen Euro, die letztlich auch
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von  den  27  EU-Nationen  bezahlt  werden,  die  ebenfalls  dem

Strassburger Staatenbund mit seinen 47 Mitgliedsländern angehören

und dessen 220-Millionen-Jahresbudget mitfinanzieren. So klagt der

Deutsche  Christoph  Strässer  vom  Rechtsausschuss  der

parlamentarischen Versammlung des Europarats über eine unsinnige

Konkurrenz zwischen den beiden Institutionen

EU-Beitritt zur Charta

In  Strassburg  wird  ebenfalls  bemängelt,  dass  Brüssel  trotz

anderslautenden  Absichtserklärungen  immer  noch  nicht  der

europäischen Menschenrechtscharta beigetreten ist. Zwar haben alle

Mitgliedsländer  der  Union die Charta unterzeichnet,  doch hat  die

EU  als  Institution  diesen  Schritt,  durch  welchen  sie  sich  den

Urteilen des Menschenrechtsgerichtshofs unterwerfen würde, noch

nicht vollzogen. Somit können die Gesetzgebung und Rechtspraxis

der  EU  bis  anhin  nur  vor  dem  EU-Gerichtshof  in  Luxemburg

angefochten werden, nicht aber vor den Strassburger Richtern des

Menschenrechtsgerichtshofs.

Strässer vermutet hinter den Brüsseler Bremsmanövern die Absicht

der  EU,  ihre  Kompetenzen  nicht  durch  einen  Machtzuwachs  der

Strassburger  Richter  beschneiden  zu  lassen.  Eindringlich  verlangt

eine  Kommission  von  Abgeordneten  des  EU-Parlaments  und  der

parlamentarischen  Versammlung  des  Europarats,  endlich  auf

politischer Ebene eine Einigung über den Beitritt der EU zur Charta

zu erzielen.
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